
Damit die Stadt München ihre Mieter*innen 
weiter durch Vorkäufe vor Verdrängung 
schützen kann, braucht es eine Gesetzesän-
derung über den Bundestag. Doch die FDP 
blockiert den Gesetzesentwurf und SPD und 
GRÜNE setzen sich bislang nicht gegen ihren 
Koalitionspartner durch. Die Nutzung des 
Vorkaufsrechts war bislang eines der 
wichtigsten kommunalen Instrumente für 
den Mieter*innenschutz. Die Ausübung des 
Vorkaufsrechts oder eine Abwendungserklä-
rung vor Verdrängung haben in der Vergan-
genheit viele Mieter*innen geschützt.

In 20 Jahren konnten die Bewoh-
ner*innen von mehr als 10.000 
Wohnungen geschützt werden

Alle Parteien im Stadtrat, außer die ideolo-
gisch verblendete FDP, erkennen die Wichtig-
keit dieses Mittels an und haben im 
Dezember gemeinsam den Appell an die 
Bundespolitik gestellt, damit das Instrument 
des Vorkaufsrechts schnellstmöglich nach- 
haltig gesichert und rechtssicher gemacht 
wird. Diese Frage darf nicht länger aufge-
schoben werden. Allein in den letzten sieben 
Monaten nach dem Urteil verfiel die Möglich- 
keit des Vorkaufsrechts für über 30 Häuser. 
30 Häuser, die jetzt der Spekulation zum 
Opfer fallen. Wir als LINKE finden es eine 
Zumutung für die betroffenen Mieter*innen.

Im Bundestag wurde am 24. Juni 2022 der 
Gesetzesentwurf („Entwurf eines Gesetzes 
zur Wiederherstellung des Vorkaufsrechts in 
Milieuschutzgebieten (Neues Vorkaufsrecht-
Gesetz (VorkG))“) der Fraktion DIE LINKE. im 
Bundestag debattiert und abgestimmt. Die 
Ampelkoalition hat das mietenpolitische 
Desaster, das durch das Urteil entstanden 
ist, an diesem Tag nicht korrigiert und 
unserem Gesetzesentwurf nicht zugestimmt. 

Wie SPD und Grüne sich von der FDP 
auf der Nase herumtanzen lassen

SPD und GRÜNE haben in der Debatte auf 
einen eigenen Gesetzesentwurf nach der 
Sommerpause verwiesen. Wenn man der 
FDP zugehört hat, dann bekommt man den 
starken Verdacht, dass sie die Widerherstel-
lung des Vorkaufsrechts für die Kommunen 
gar nicht mehr wollen. 

Das bedeutet: Die Mieter*innen müssen nun 
die Suppe auslöffeln und sind weiter von der 
Verdrängung bedroht. Es braucht daher 
weiter Druck von der Straße, von 
Mieter*innen und von den Verbänden. Den 
jetzigen Zustand können und werden wir 
gemeinsam nicht akzeptieren. 

Nicole Gohlke, Mitglied des Bundestags 

Stefan Jagel, Mitglied des Stadtrats

Mieter*innen vor Verdrängung 
schützen. Kommunales Vorkaufs-
recht sofort wiederherstellen!
München hat in den vergangenen Jahren starken Gebrauch vom kommunalen 
Vorkaufsrecht gemacht. Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 9. November 2021 herrscht Rechtsunsicherheit. 

Liebe  
Münchnerinnen, 
liebe Münchner,
zwei Jahre Pandemie haben unsere 
Gesellschaft getroffen. Die Auswirkun-
gen von Kurzarbeit, Home-Office, 
geschlossenen Schulen und Läden sind 
immer noch zu spüren. Deutlich ist die 
Kluft zwischen Arm und Reich hervorge-
treten. Einige Konzerne haben sich auf 
Staatskosten saniert, andere ihr 
Privatvermögen enorm gesteigert.

Nun der russische Überfall auf die 
Ukraine. Krieg in Europa. Bombenan-
griffe, zehntausende Tote, Millionen auf 
der Flucht. Was für ein Schrecken! Der 
völkerrechtswidrige Angriff Putins hat 
weltweite Auswirkungen. Durch 
steigende Getreidepreise drohen 
Hungerkatastrophen in Afrika und Asien, 
Unsicherheit sowie Instabilität nehmen 
weltweit zu, auch die Gefahr einer 
atomaren Auseinandersetzung.

Auch hierzulande spüren wir die 
Auswirkungen. Dabei gibt es die 
positive, menschliche Seite: Hilfe für 
Geflüchtete, Spenden und Solidarität. 
Aber eben auch Preissteigerungen im 
Schatten des Krieges. Wer es sich 
leisten kann, federt die Kosten irgend-
wie ab. Je geringer das Einkommen, 
desto größer sind aber die Sorgen um 
die Zukunft. Was wird aus der Absiche-
rung im Alter? Wie kommen wir in 
Zukunft mit dem Geld über die Runden? 
Das Prinzip hinter der steigenden 
Ungleichheit und der ungerechten 
Verteilung hat einen Namen: Kapitalis-
mus. Wo steht, dass dieses Gesell-
schaftssystem so bleiben muss? Wir 
glauben fest daran, dass eine linke 
Politik Bereicherung auf Kosten anderer 
beenden kann. Dafür streiten wir!

Herzlich, Stefan Jagel

Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. 
im Münchner Stadtrat

Kommunale Versorgungszentren   
Gesundheitsversorgung neudenken: un-
zureichende Versorgung benachteiligter 
Stadtteile  Seite 2

SWM Preisexplosion für Fernwärme 
Verbraucher entlasten, Energiepreise 
deckeln und Übergewinne umverteilen  
Seite 3

Tunnelbau im Münchner Norden   
Abkehr von der Verkegrswende zugunsten 
der Autombilbranche  Seite 7
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Das bedeutet zum Beispiel für die Landeshauptstadt, dass sich 
insbesondere Münchner*innen aus sozial benachteiligten Stadt-
teilen nicht nur häufi ger mit Corona anstecken, sondern sie auch 
ein höheres Risiko für einen besonders schweren Krankheitsver-
lauf haben und sie folglich von einer höheren Hospitalisierungsrate 
betroff en sind. Diese soziale Ungleichheit wird durch eine unzurei-
chende haus- und kinderärztliche Versorgung in den benachteiligten 
Stadtteilen verschärft .

Gesundheit und die Möglichkeit auf persönliches Glück 
dürfen nicht vom Wohnort abhängen

Doch leider ist dies schon viel zu lange in München die traurige 
Wahrheit. Wir, DIE LINKE. im Stadtrat, haben deswegen gemeinsam 
mit der Rosa Luxemburg Stift ung Bayern ein Gutachten beim Institut 
für Gesundheitsökonomik in Auft rag gegeben, um Mittel und Wege 
zu fi nden, die immense Ungleichheit der gesundheitlichen Versor-
gung in der Stadt München zu bekämpfen. Aus diesen Beweg-
gründen haben wir die Frage bearbeitet, wie und unter welchen 
Rahmenbedingungen Kommunen medizinische Versorgungszentren 
gründen können. 

Das Ziel der lokalen Gesundheitszentren ist die Bekämpfung dieser 
sozialen Ungleichheit. Mit den Versorgungszentren soll die mangel-
haft e medizinische Infrastruktur ausgeglichen und eine problem-
orientierte und ganzheitliche Betreuung sichergestellt werden, 
die auch der sozialen Dimension von Gesundheit gerecht wird. 
Das Gutachten kam zu einem klaren Ergebnis: Durch kommunale 
Gesundheitszentren können wir mehr gesundheitliche Versorgung 
für alle Münchner*innen einrichten – packen wir es an!

Die Situation in den Stadtvierteln ist sehr 
unterschiedlich

Ob jung, ob alt, ob Sie mit Röteln, einer Grippe oder Schnupfen zu 
kämpfen haben, wenn Sie in München krank sind oder gar nicht erst 
krank werden wollen, leben Sie hoff entlich im richtigen Stadtteil. 
Denn die Dichte der Haus- sowie Kinderärzt*innen unterscheidet 
sich ungemein von Bezirk zu Bezirk. Können Sie es sich leisten 
im Lehel zu wohnen, dann haben Sie Glück gehabt, denn hier im 
Herzen von München fi nden sich gleich 612 Hausärzt*innen für 
20960 Einwohner*innen. So kommen auf jede Ärztin und jeden Arzt 
nur 34 Patient*innen. 

Je weiter Sie die Innenstadt aber verlassen und vom Nobelviertel 
hinüberwechseln zu Stadtteilen mit vielen sozialen Herausforde-
rungen und höheren Sozialleistungen, desto weniger Ärzt*innen 
fi nden sich auf immer mehr Patient*innen. Beispielsweise kommen 
im Hasenbergl nur noch 45 Ärzt*innen auf 62270 Patient*innen, 
ein Verhältnis von 1:1382, und in Milbertshofen müssen alleine 51 
Ärzt:innen die Versorgung von 75999 Patient:innen leisten, ein pro 
Kopf Verhältnis von 1:1490.

Vergleicht man dies mit der Situation der Kinderärzt*innen, dann 
scheint selbst dieses Verhältnis Luxus zu sein. Die Zahlen der 
Kinderärzt*innen auf die Zahl der Kinder der Stadtviertel ist noch 
dramatischer, selbst in den teuren Vierteln. Im direkten Vergleich 
heißt das, dass im Lehel sieben Kinderärzt*innen auf 2168 Kinder 

kommen (1:2168), im Hasenbergl 2 auf 9422 (1:4711) und in 
Milbertshofen ein Kinderarzt alleine auf 9691 Kinder stößt (1:9691).

Es darf nicht sein, dass Gesundheit vom eigenen sozialen Status 
oder dem der Eltern abhängt. Diese schiere Ungleichheit an (mögli-
cher) ärztlicher Versorgung abhängig vom Stadtviertel widerspricht 
dem Bild einer demokratischen Stadtgesellschaft  und nimmt vielen 
Erwachsenen wie Kindern Möglichkeiten auf Gesundheit, Entwick-
lung und persönliches Glück. DIE LINKE. fordert deswegen: Mehr 
Ärzt*innen vor Ort, organisiert in Versorgungszentren – jetzt und 
insbesondere in den unterversorgten Stadtvierteln in München.

In dem dazu erstellten Gutachten wurde die Möglichkeit von 
kommunalen Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) als Teil der 
kommunalen Gesundheitszentren in München geprüft . Kommunale 
Gesundheitszentren setzen sich 
wie folgt zusammen: 

.
Die Kernaussagen 
des Gutachtens sind:

  Es gibt erhebliche innerstädtische Unterschiede im Gesund-
      heitszustand der Wohnbevölkerung.

  Auf diese Unterschiede kann die Stadt München deutlichen  
      Einfl uss nehmen durch Wohnbaupolitik, Infrastrukturpolitik und       
      gesundheitsrelevante Umweltpolitik.

  Eine zentrale Maßnahme, die der Stadt gegeben ist, ist die 
      Errichtung von kommunalen Gesundheitszentren, besonders im 
      Hinblick auf die Stadtplanung.

  Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für kommunale Gesund-
      heitszentren sind seit 2015 gegeben. Durch sie können                   
      Kommunen direkten Einfl uss auf die ärztliche Versorgung üben.

  Um Gesundheitszentren auch für die notwendigen Berufs-
      gruppen attraktiv zu machen, sollte die Stadt die Gebäude-
      struktur zu günstigen Bedingungen bereitstellen.

  Der Gesundheitsausschuss und das Gesundheitsreferat müssen 
      stärker in die Stadtplanung eingebunden werden. 

Das vollständige Gutachten fi nden Sie hier:   
https://www.dielinke-muenchen-stadtrat.de/themen/gesundheit

Stefan Jagel, Mitglied des Stadtrats

Gesundheitsversorgung neudenken

Sind kommunale Versorgungszentren 
in München möglich?
Corona hat es uns noch einmal schmerzlich ins Bewusstsein gerufen: Gesundheit und Armut sind zwei Seiten dersel-
ben Medaille. Denn geringes Einkommen, beengte Wohnverhältnisse, Stress und Diskriminierungserfahrungen beein-
fl ussen, wie alt wir werden und wie gesund wir leben können. 

©Grafik: Institut für 
Gesundheitsökonomik



+++ KURZ NOTIERT +++

  Klimagutachten zum drohenden BMW-Tunnel
Das Referat für Klima und Umwelt wird von der Stadtrats-
fraktion DIE LINKE. / Die PARTEI aufgefordert, zusammen 
mit dem Mobilitätsreferat so schnell wie möglich die 
Ausarbeitung eines Klima- und Nachhaltigkeitsgutachtens zu 
den Tunnelplänen durch das Hasenbergl zu erstellen oder 
zur Vergabe auszuschreiben.

  München erstellt einen Aktionsplan queeres 
München
Auch im Jahr 2022 verfügt München immer noch nicht über 
einen Aktionsplan zum Schutz von LGBTIQ*-Bürger*innen, 
vor allem vor Gewalt und Diskriminierung. Die Stadtratsfrak-
tion DIE LINKE. / Die PARTEI hat diesen nun mit einem 
Antrag nach Nürnberger Vorbild eingefordert.

  Volldampf für Geothermie jetzt – Ausbaupfad 
endlich wieder vorlegen
Die Stadtwerke München (SWM) werden beau� ragt, dem 
Stadtrat noch dieses Jahr eine Strategie zum Ausbau der 
Geothermie mit klarem Maßnahmen- und Terminplan zum 
Beschluss im Stadtrat vorzulegen.

  Mindestlohnbetrug beim FC Bayern München? 
Welche Konsequenzen zieht die Stadt?
Die Stadtratsfraktion DIE LINKE. / Die PARTEI will in einer 
Anfrage wissen, was nach dem aufgedeckten Mindestlohn-
betrug beim FC Bayern München passiert? Wird die Stadt 
aktiv gegen den Verein? – In der Antwort verweist die Stadt 
auf die laufenden Ermittlungen der Staatsanwaltscha�  
München I.
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Die SWM sind bundesweit trauriger Spitzenreiter, was den Preis 
der Fernwärme angeht. Immerhin ein Drittel aller Haushalte sind an 
das Netz angeschlossen und können den Preissteigerungen nicht 
entgehen. In allen großen Städten des Landes gibt es keine so 
drastischen Preissteigerungen wie in München. In anderen Städten 
sind die Preise oft  nicht einmal halb so hoch! Das bedeutet, dass die 
SWM hohe Mehrgewinne im dreistelligen Millionenbereich einfahren 
werden: Profi tmache auf dem Rücken der Verbraucher*innen.

Schon im April haben wir auf die 
massiv steigenden Preise bei der Fernwärme 

aufmerksam gemacht
Erst durch unsere Initiative wurden die massiven Preissteigerungen 
in der Öff entlichkeit diskutiert. Die SWM begründen die Preissteige-
rungen mit den steigenden Preisen von Gas und Kohle seit Russ-
lands Invasion der Ukraine. Vor diesem Problem stehen auch andere 
Städte. Sie schaff en es jedoch mit weitaus geringeren Preisen für 
die Verbraucher*innen. Die geplante, drastische Erhöhung, die am 
1. Juli angestanden wäre, haben die SWM nicht durchgeführt und 
somit ausgesetzt. Dies wäre ohne unseren Druck nicht passiert. Ein 
großer Zwischenerfolg: Weitere 500 bis 1.000 Euro Mehrkosten pro 
Haushalt konnten wir damit verhindern! 

Auch die Umlandgemeinden haben weitaus geringere Verbrauchs-
preise für Fernwärme als die SWM. Münchner*innen zahlen für die 
Fernwärme etwa dreimal so viel als Menschen in Unterföhring! Die 
Umlandgemeinden setzen schon lange auf Geothermie und können 
einen großen Teil der Wärmeversorgung darüber abdecken. Dies 
macht eines deutlich: Die Stadtwerke haben die Wärmewende 
verschlafen! Sie hinken selbst ihren eigenen Plänen meilenweit 
hinterher. Das viel zu lange Festhalten an Kohle und Gas rächt sich 
nun in Zeiten von massiv steigenden Rohstoff preisen. Aus sozialer 
und klimapolitischer Sicht ist dies für einen kommunalen Energie-
versorger nicht akzeptabel.

Besonders betroffen von der Preiserhöhung 
sind Menschen mit niedrigen Einkommen

Die Zahl der Menschen bei den Tafeln nimmt schon jetzt dramatisch 
zu. Auch für Familien der Mittelschicht sind die hohen Mietpreise 
in München, der tägliche Einkauf und die Begleichung von Strom-, 
Gas- oder Fernwärmerechnungen längst zur Herausforderung 

geworden. Ein sozialer Sprengstoff ! DIE LINKE. wehrt sich gegen 
die Preisexplosionen und macht Druck für Entlastungen, um das 
Schlimmste zu verhindern.

Wir fordern, dass die von den SWM gemachten 
Übergewinne wieder umverteilt werden 

und betroffenen Haushalten zugutekommen 

Gelder sollen in die Aufstockung des Härtefallfonds der SWM und in 
die Vergünstigung des ÖPNV fl ießen, damit die Fahrt mit Bus, Bahn 
und Tram auch nach dem Ende des 9-Euro Tickets im September 
günstig bleibt. Dazu soll der Ausbau der Geothermie beschleu-
nigt werden. Die Fernwärmepreise der SWM wollen wir deckeln 
auf maximal 85 Euro pro Megawattstunde (aktuell 153,70 Euro). 
Dazu sollen die SWM sozial gestaff elte Preise anbieten. Wir lassen 
nicht zu, dass die SWM weiter Profi t auf dem Rücken der Verbrau-
cher*innen machen.  

Christian Schwarzenberger, Stadtratsmitarbeiter DIE LINKE. München

DIE LINKE wirkt gegen die Preisexplosion der SWM

Energiepreise deckeln und Übergewinne 
umverteilen!
Die Verbrauchspreise für Fernwärme der Stadtwerke München (SWM) haben sich innerhalb von nur eineinhalb Jahren 
fast verdreifacht! Ein Durchschnittshaushalt mit drei Personen muss dadurch über 1.000 € mehr pro Jahr zahlen. 

©Grafik: Christian Schwarzenberger
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Schwabing-West
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Das bildet ungefähr die Bevölkerungsstruktur ab, die mehr 
Mittelstand als von Armut gefährdete Menschen aufweist, aber 
inzwischen als Wohnquartier der Wohlhabenden und Reichen 
immer mehr bevorzugt wird. 

Die Immobilienspekulanten haben  
seit einigen Jahren unseren Stadtteil als Ziel für ihre 

renditeträchtigen Luxuswohnungen entdeckt 

In Schwabing-West gibt es sechs Erhaltungssatzungsgebiete 
(EHS), in denen insgesamt ca. 40.000 Menschen wohnen. In den 
EHS dürfen Bestandswohnungen nicht in Eigentumswohnungen 
umgewandelt werden. Luxussanierungen werden zumindest er-
schwert. Als LINKE. Fraktion im Bezirksausschuss kämpfen wir 
(recht erfolgreich) für die Schaffung neuer und den Erhalt bereits 
bestehender Erhaltungssatzungsgebiete. 

Leider schützt die Erhaltungssatzung nicht vor Nachverdich-
tungsbauten in ehemals grünen Innenhöfen oder vor Dachaus-
bauten im Stil von Maisonettenwohnungen. Solche Luxuswoh-
nungen kosten inzwischen 20.000-30.000 € pro qm. Für einen 
Großteil der Menschen absolut unerschwinglich. 

Gegen diese Entwicklung kämpfen wir als  
LINKS-Fraktion an allen Ecken und Enden 

Wir könnten diesen Kampf im Bezirksauschuss gar nicht führen, 
wenn wir nicht die Unterstützung unserer linken Genossen im 
Stadtbezirk, vor allem die Unterstützung und Zuarbeit vom Chris 
Schwarzenberger, hätten. Chris ist Assistent der Links-Fraktion 
im Stadtrat, die sich bewundernswert für die Münchener Mieter 
einsetzt. 

Ganz wesentlich sind die Zusammenschlüsse von Mieterinnen 
und Mietern - sogenannte Mietergemeinschaften (MG) - mit ihren 
Aktiven und Aktionen, die an vielen Orten im Viertel entstehen. 

Mal geben wir den Anstoß zur Bildung einer Mietergemeinschaft, 
mal entstehen sie aus eigener Initiative. Fast immer geht es 
darum, dass Mieterinnen und Mieter aufgrund steigender Mieten 
von Entmietung bedroht sind! 

Ein anderes Feld unserer BA-Arbeit ist die Verkehrswende, weg 
vom Auto und hin zu mehr öffentlichem Nahverkehr und Radl-

Mobilität. Wir wollen mehr Raum für die Menschen, mehr Grün 
und mehr Sicherheit für Kinder und ältere Menschen.

Im Anhang ein paar Links zu einigen unserer Anträge im BA. 

Die Anträge richten sich an die Städtischen Behörden (Referat 
für Stadtplanung u. Bauordnung, Mobilitätsreferat, Lokalbaukom-
mission (LBK), Denkmalschutz.   

Rudi Knauss, Bezirksausschuss Schwabing-West

Theo Glauch, Bezirksausschuss Schwabing-West

Wichtige Beispiele aus unserer Arbeit (die QR-Codes lassen 
sich mit dem Handy öffnen und führen zu den entsprechenden 
Zeitungsartikeln)

1. Im Mai 2022 haben wir einen Antrag für einen sektoralen 
Bebauungsplan im Viertel Kobusstraße/Prosel-Weg/Elisabeth-
straße gestellt, der vom BA mehrheitlich - allerdings gegen die 
Stimmen einer orientierungslosen SPD - angenommen wurde.  
Sektorale Bebauungspläne können von den Kom-
munen erlassen werden, auch wenn Bauherren-
Baurecht (§34 BauGB) besteht. Sie schreiben 40% 
geförderte Wohnungen (Sozialwohnungen ) vor! Die 
TZ berichtet: 

2. Für das Hohenzollernkarree kämpfen wir seit zwei 
Jahren, jetzt haben wir einen Antrag auf Denkmal-
schutz gestellt.  Die Süddeutsche Zeitung berichtet: 

3. Wir setzen uns dafür ein, dass es bei der jähr-
lichen Bürgerversammlung einen Bericht zur Klima-
gerechtigkeit gibt. Außerdem fordern wir bessere 
Infrastruktur für den Radverkehr. Die TZ berichtet:

4. Am Haus Ecke Krumbacherstr./Hiltenspergerstr. 
haben wir zusammen mit der Mieterinitiative #aus-
spekuliert für die sofortige Wiedereinführung des 
Vorkaufrechts demonstriert.  Panorama berichtet:

5. Wir haben das ‚Erhaltungssatzungsgebiet Agnes-
straße‘ gefordert, das inzwischen Bestandsschutz für 
6000 Menschen bietet.

Widerstand gegen Spekulanten  
Kampf für mehr Klimaschutz
Der Stadtteil Schwabing-West ist der Stadtteil in München mit der höchsten  
Bevölkerungsdichte. Im Bezirksausschuss, dem Stadtteilparlament, gibt es 29 Mitglieder.
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Neuhausen- 
Nymphenburg 

Untergiesing- 
Harlaching
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2021 wurden auf der Bürgerversammlung in unserem Stadtbezirk 
mehrere Anträge gegen diese geplanten Hochhäuser mit großer Mehr-
heit beschlossen. Ebenso wurde ein erneuter Antrag des Stadtplaners 
Dierk Brand, der im Stadtbezirk wohnt und sich im „Münchner Forum“ 
engagiert, auf der Bürgerversammlung am 5. Mai dieses Jahres mit 
großer Mehrheit befürwortet.  Er bezeichnete den riesigen ökolo-
gischen Fußabdruck, den das Projekt hinterlassen würde, als nicht 
verantwortbar und verfassungswidrig.

 LINKE im Bezirksausschuss  
lehnen die Hochhäuser ab

Wir LINKE. im Bezirksausschuss lehnen die Hochhäuser ab, weil 
bekannt ist, dass der Bau ab einer Geschoßhöhe von mehr als sechs 
Stockwerken viel zu teuer ist, weil es zu Fallwinden kommt, zu 
einer weitreichenden Schattenbildung und zu einer nicht tragbaren 
Verkehrsbelastung in der bereits vielbefahrenen Arnulfstraße sowie 
einer Überlastung der S-Bahn-Station Hirschgarten.

Daran ändert auch nichts, dass Büschel bezahlbaren Wohnraum über 
die gesetzlichen Bestimmungen hinaus verspricht. Gegenüber der 
Paketpost befindet sich eine große Gewofag-Siedlung, also städtische 
preiswerte Wohnungen, in denen viele Menschen mit schmalem Geld-
beutel wohnen. Diese Mieter*innen wären besonders betroffen.

Derzeit sammelt der Verein HochhausSTOP Unterschriften für ein 
Bürgerbegehren, das zum Bürgerentscheid gegen Hochhäuser des 
vorgesehenen Kalibers in München aufrufen soll. Außerdem ist ein 
Ratsbegehren geplant. Wir werden alles tun, was uns möglich ist, um 
den Bau dieser Hochhäuser zu verhindern.   

Lili Schlumberger-Dogu, Bezirksausschuss 
Neuhausen-Nymphenburg

Betroffene haben sich im Mieter*innenrat Candidplatz 1 zusammen-
getan. Daraus ist eine Initiative im Viertel entstanden: „Candidplatz für 
alle – statt „Candidtor“ für Investoren“. Die Anwohner*innen wen-
den sich gegen einen Neubau, der zum Teil das alte Ärztehaus samt 
diversen Gesundheitseinrichtungen ersetzen soll. Sie befürchten mehr 
Verkehr, Lärm, gesundheitliche Unterversorgung und im Zuge einer 
„Aufwertung“, wie das im Immobiliensprech heißt, höhere Mieten und 
eine mögliche Verdrängung aus dem Viertel.

Investoren wollen hier groß einsteigen

Die Investoren, ehret+klein aus Starnberg und eine Hamburger Pro-
jektentwicklungsgesellschaft, die sich auf Ärztehäuser spezialisiert 

hat, wollen hier groß 
einsteigen. Hamburger 
Hauptgesellschafter 
ist die Familie Jahr 
(Medienhaus Gruner & 
Jahr), eine der reichsten 
Familien der Hanse-
stadt. Sie versprechen 
soziale Einrichtungen 

wie Kitas und ein Bürgerhaus. Der Stadtrat beschloss allerdings schon 
im Juli 2018, dass derlei Einrichtungen auf dem gegenüberliegenden 
städtischen Grundstück realisiert werden sollen.

Die Initiative „Canditplatz für alle“  
hat schon etwas ausgelöst 

Der Protest der Untergiesinger*innen hat bereits bewirkt, dass sich 
der zuständige Bezirksausschuss 18. im Mai gegen die derzeitige 
Planung aussprach und eine Einwohnerversammlung beschloss. Auf 
einem Workshop wurde deutlich, dass die Anwohner*innen das Vor-
haben der Investoren überwiegend negativ aufnahmen. 

Besonders interessant: Steuern wird die Stadt mit diesem Projekt 
nicht einnehmen. Die gemeinsame Firma der beiden Investoren hat 
ihren Sitz in Grünwald, um sich vor der höheren Gewerbesteuer in 
München zu drücken.    
 
https://candidplatz-fuer-alle.de 

Renate Cullmann, DIE LINKE. München, aktiv bei der Initiative  
„Candidplatz für alle – statt Candidtor für Investoren“

Hochhäuser  Zwei Bürgerversammlungen  
stimmen gegen die Hochhäuser auf dem  
Paketposthallen-Areal
Der Großinvestor Büschel hat das Areal der Paketposthalle an der Arnulfstraße in Neuhausen- 
Nymphenburg aufgekauft und plant neben der Sanierung der Paketposthalle zwei 155m hohe  
Hochhäuser bauen zu lassen, geplant für 1100 Wohnungen und 3000 Büros. 

Untergiesing  Protest gegen Turmprojekt  
bringt ersten Erfolg
Seit Anfang des Jahres formiert sich in Untergiesing Widerstand gegen das Projekt 
eines über 64 Meter hohen, geplanten Doppelturms, genannt Candidtor.  



© Photo: Julian Zieglmaier

Am 23. April demonstrierten 120 Menschen im Berliner Viertel gegen Mieterhöhungen durch geplante Modernisierungsmaßnahmen in 
einem Wohnblock des Immobilienspekulanten Dawonia. Zusammen mit #ausspekuliert hat die Mietergemeinschaft „Berliner Viertel“ 
deutlich gemacht, dass sie diese Mieterhöhungen nicht akzeptieren wollen. Jahrelang hat die Dawonia an der Instandhaltung im Wohn-
block gespart und nun will sie über eine Modernisierung die Mieten nach oben treiben.

Der Wohnblock war noch bis 2013 in öffentlicher Hand. Er wurde damals vom heutigen Ministerpräsidenten Markus Söder als Teil der 
bayernweit 33.000 Wohnungen der GBW zu einem Spotpreis privatisiert. Bis Ende 2020 waren die Wohnungen noch Sozialwohnungen. 

Die Dawonia erhöhte die Miete damals sofort um 15 %. Nun stehen weitere 
Mieterhöhungen von bis zu 200 Euro im Monat im Raum. Betroffen sind vor 
allem Menschen mit geringem Einkommen. Die Mieterhöhungen würden 
für viele Mieter*innen eine Verdrängung aus ihren derzeitigen Wohnungen 
bedeuten.

Gemeinsam mit betroffenen Dawonia Mieter*innen aus anderen Vierteln wollen 
sie sich gegen die Profitmaximierung ihres Vermieters zur Wehr setzen. Auf die 
Frage „Dawonia?“ antworteten sie laut und deutlich „Dawehrmauns!“ Wir unter-
stützen sie dabei!  

Christian Schwarzenberger, Stadtratsmitarbeiter DIE LINKE. München 

VON LINKS UNTEN   AUS DEN MÜNCHNER BEWEGUNGEN & INITIATIVEN

Protest gegen Verdrängung durch die Dawonia 
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Direkt am Leuchtenbergring wurde bis ins Jahr 2016 auf einem 
mehr als 2 Hektar großen Gelände von der Bundesmonopolverwal-
tung für Branntwein und ab 2014 von einem privaten Unternehmen 
Agraralkohol produziert. Die charakteristischen Tanktürme des 
Geländes, das mittlerweile im Besitz der BImA ist, haben wahr-
scheinlich die meisten Münchner*innen schonmal bei einer Fahrt 
mit der S-Bahn gesehen. 

Nach 6 Jahren Leerstand soll nun endlich eine sinn-
volle Zwischennutzung des Areals realisiert werden

Zwar will die Stadt das Grundstück vom Bund erwerben und dort 
nach wie vor langfristig ein Berufsschulzentrum realisieren, doch 
mindestens bis zum Beginn der Bauarbeiten, und im Idealfall auch 

darüber hinaus, könnte hier wichtiger, im 
Stadtbezirk bisher fehlender Raum für kultu-
relle und soziale Zwecke ohne Konsumzwang entstehen.

Die Realisierung des vom Künstlerkollektiv Common Ground 
entworfenen Konzepts, das gemeinnützige Nutzung und Freiräume 
für alle Menschen vorsieht, wird nach mühsamer Vorarbeit nun 
auch von Grünen und SPD im Stadtrat gefordert. Allerdings wäre 
das nie ohne die Hartnäckigkeit und Anträge von Stadträtin Marie 
Burneleit (Die PARTEI), einen Antrag der Linken im BA, die Unter-
stützung der TUM und den Druck des Künstlerkollektivs möglich 
geworden.  

Julian Zieglmaier, Bezirksausschuss Berg am Laim 

Im Osten was Neues? 
Hoffnung auf einen Hauch Subkultur
Dank hartnäckigem Wirken der Stadtratsfraktion Die LINKE. / Die PARTEI besteht 
die Chance auf eine kulturell und sozial sinnvolle Nutzung des seit 2016 ungenütz-
ten ehemaligen Geländes der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein in der 
Neumarkter Straße.

Berg  
am Laim

Photo: privat



Offiziell wird von Verkehrsentlastungen und Umweltschutz gespro-
chen: Mehr Straßen würden weniger Stau und weniger Abgase 
bedeuten. Doch eigentliche will BMW vor allem eine schnellere 
Anbindung an ihr Forschungs- und Innovationszentrum für Mitarbei-
tende und an weitere Liegenschaften für den Güterverkehr. Trotz 
nachhaltiger Lösungen wie Shuttles für Beschäftigte und Schienen 
für Güter soll so der Status Quo des Autokapitalismus zementiert 
werden. Auch der Verkehrsplan Oberschleißheim geht von einer 
Verdopplung des Verkehrs im Viertel aus. 

Der Fall der „BWM-Autobahn“ zeigt, wie sowohl Umwelt als auch 
Menschen gleichzeitig geschädigt werden können. Viele Spielplätze, 
Parks und sogar soziale Einrichtungen wie Altersheime müssten 
der Tunnelbaustelle weichen. Gerade in einem Viertel, in dem die 
meisten Menschen keinen eigenen Garten besitzen und nachbar-
schaftliche Treffpunkte ohne Konsumzwang wichtig sind, sollte man 
davon ausgehen, dass die Stadt sich für den Erhalt von Erholungs-
flächen einsetzen würde.

Die Strecke wird voraussichtlich durch zahlreiche 
Grünflächen im Hasenbergl führen, welche teilweise 
sogar als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen sind

Bereits jetzt ist die A99 für die Anwohnenden des nördlichen Hasen-
bergls ein beständiges, lautes Hintergrundrauschen, in Zukunft 
könnten sich Lärm, Abgase und Stau vermehren, während das 
Viertel noch enger wird. Die Belastung betrifft auch nahe gelegene 
Naturschutzgebiete wie die Nordhaide und das Hartlholz mit ihren 
vom Aussterben bedrohten Arten.“

Seitdem die Kampagne „Keine BMW Autobahn“ gestartet ist, 
behauptet Oberbürgermeister Reiter, BMW hätte die Straße bereits 

durch seine Gewerbesteuern bezahlt und könne daher mitentschei-
den. Es heißt, man könne es sich nicht leisten, den Wohlstand Mün-
chens zu gefährden. Fraglich ist nur, ob jener Wohlstand wirklich 
allen Münchner*innen nützt oder nur den ohnehin schon reichen 
Konzerneigentümern und Aktionär*innen wie Quandt und Klatten. 
Offensichtlich werden die Steuern nicht in gemeinnützige Projekte 
gesteckt, sondern lieber in Privatzufahrten von Unternehmen.

Mit verschiedenen Aktionen und Protesten zeigten die Klimaakti-
vist*innen der Kampagne „Keine BMW Autobahn“ und Anwohnende, 
dass es keine neue Autobahnen geben darf! Stattdessen stehen sie 
für einen kostenfreien ÖPNV und ein besseres Radwegenetz. Dabei 
gilt: Der Widerstand wird bis zum letzten Bagger ausgefochten 
werden.  

Philipp Duschinger, Klimaaktivist, aufgewachsen im Hasenbergl

Lisa Poettinger, Klimaaktivistin und Parteimitglied

Abkehr von Verkehrswende  
Stadtrat beschließt Planfeststellungs- 
verfahren für Autotunnel im Norden
Der Autobahnanschluss von der Schleißheimerstraße zur A99 ist entgegen dem Koalitionsvertrag 
der Stadtratsregierung auf Druck von BMW wieder auf dem Tisch. Mitten durch die Grünflächen 
im nördlichen Hasenbergl soll die Straße verlaufen, doch seit dem Frühjahr regt sich Widerstand, 
nachdem SPD, CSU / Freie Wähler und FDP ihn wieder auf die Münchner Agenda gebracht haben.

© Photo: Robert Haas

© Daniela Grabner
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SWM. Am Puls des Profits.
Es scheint aktuell nicht so wirklich zu 
passen, dass die SWM ihr Service-Magazin 
„M-Puls“ weiterhin mit dem Untertitel 
„Stadtwerke München: Der Puls unserer 
Stadt“ bewirbt. Zumindest nicht, wenn 
damit der Puls der Zeit gemeint ist. Denn 
der Puls der SWM entspricht derzeit 
gefühlt vielleicht eher dem Ruhepuls eines 
Braunbären im Winterschlaf. Bis zu 20 
Sekunden können da schon gut und gerne 
mal zwischen zwei Herzschlägen vergehen, 
während Meister Petz überwintert. Ebenso 
wie der Braunbär im Winter haben es die 
Stadtwerke bei der Energiewende gemacht. 
Sie wurde einfach verschlafen. Erneuerbare 
Energie fristet immer noch ein Schatten-
dasein, der Ausbau der Geothermie geht 

bisher nur schleppend voran. Angesichts 
der aktuellen Energiekrise soll es deshalb 
jetzt die „gute“ alte Kohleenergie richten – 
nur vorübergehend versteht sich.

Bei den Münchner*innen schießt der Puls 
beim Gedanken an den kommenden Winter 
und die explodierenden Tarife der Stadt-
werke hingegen in die Höhe. Die Preise des 
kommunalen Energieversorgers steigen und 
steigen. Vor allem Menschen mit geringem 
Einkommen, wie Rentner*innen oder 
Studierende, wissen nicht, wie sie die Ener-
giekosten in diesem Winter noch bezahlen 
sollen. Einen Antrag der LINKEN Stadtrats-
gruppe auf die Einführung eines Sozialtarifs 
hat man abgelehnt. Das ist er wohl: der Puls 
unserer Stadt.

Bei diesen Aussichten wäre man im 
kommenden Winter dann doch lieber 
Braunbär statt Münchner*in.     

Tino Wagner, Redakteur MIT LINKS.

UNFASSBAR

Feldmoching-  
Hasenbergl



Dass der Ticketpreis ein Bestandteil im Prozess des Umdenkens 
vom Auto hin zum ÖPNV ist, sollte kein Geheimnis sein. Pünktlich-
keit, Sicherheit, Sauberkeit, ein kurz getaktetes Angebot wären 
weitere Bestandteile. 

Für uns als Gewerkschaft  ist es wichtig deutlich zu machen, dass 
dies aber nur gelingen kann, wenn wir gute Arbeitsbedingungen 
für die Beschäft igten in den ÖPNV-Betrieben haben. Dies muss 
zusammen mit der seit 20 Jahren kaputt gesparten Infrastruktur 
und dem nötigen Ausbau des ÖPNV im Zuge der Klimaziele durch-
fi nanziert werden.

Ein gut ausgebauter, zuverlässiger ÖPNV ist 
eben nicht kostenlos oder günstig, sondern muss 

gegenfi nanziert werden

Das kann nicht über die Ticketpreise geschehen, sondern muss 
über Alternativen gestemmt werden. Ein erster Schritt in München 
wäre z.B. die Erhöhung der Parkgebühren zur Gegenfi nanzierung 
des ÖPNV. Dies wird aber nicht ausreichen. Weitere sinnvolle 

Ideen: Gewerbesteuer, City-Maut, Mittelumschichtung; aber auch 
die Politik über Bund, Land, und Kommune hinweg muss Mittel zur 
Verfügung stellen und die Rahmenbedingungen zu schaff en. 

Die Frage, was nun als Erstes gemacht werden soll, die Reduzie-
rung der Ticketpreise oder der Ausbau des ÖPNV, erinnert ein 
wenig an die Frage, was war zuerst da, Henne oder Ei. Fakt ist 
doch, es muss angegangen werden. 

Der ÖPNV ist Teil der kommunualen Daseinsvorsorge, zudem ist er 
Klimaschützer. Aus diesem Grund braucht es schnell die erforder-
lichen Mittel, um diese Herkulesaufgabe mit guten Arbeitsplätzen 
und ausreichend Personal stemmen zu können.

Deshalb ist es wichtig, aus gewerkschaft -
licher Sicht deutlich zu machen: Wir sind für 
ein 365 €-Ticket, aber genauso klar muss 
sein: Das muss gegenfi nanziert werden.

Andere Städte und Länder haben es 
bereits vorgemacht 

Ein oft  zitiertes Beispiel ist Wien, aber auch 
in Nürnberg soll das 365 €-Ticket im Jahr 
2023 kommen. Nun liegt es an uns, einen 
weiteren Schritt in Richtung Klimaschutz 
und lebenswerter Großstädte zu machen. 

Für weitere Infos: www.365mvg.de 

Alfred Köhler, Betriebsrat MVG

Klimaschutz sozial gerecht gestallten 

365 €-Ticket auch für München
Seit September 2021 gibt es in München ein Bürgerbegehren zum 
365 €-Ticket, das die Einführung für München anstrebt.
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Thomas Lechner

Mitglied im Kulturausschuss 
und im Sozialausschuss
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Brigitte Wolf

Mitglied im Bauausschuss, Finanzausschuss, 
Mobilitätsausschuss sowie im Ausschuss für 
Stadtplanung und Bauordnung

Stefan Jagel 

Fraktionsvorsitzender; Mitglied im Gesundheitsausschuss, 
Kommunal ausschuss, Ver waltungs- und Personal ausschuss, 
IT-Ausschuss sowie Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft 

FÜR DIE LINKE. 
im Münchner Stadtrat
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